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15Wyhl [vi:l], eine kleine Gemeinde (1973 
ca. 2.700 Einwohner) im Landkreis Emmen-
dingen, 25 km von Freiburg entfernt, wurde 
im Zuge der Proteste gegen Atomkraftwerke 
zum Symbol des erfolgreichen Widerstands. 
Ausgangspunkt, Rezeption und Bedeutung 
dieses Erinnerungsortes der Demokratie 
werden im Folgenden näher bestimmt.

Am 19. Juli 1973 wurde über Rundfunk be-
kanntgegeben, dass das zunächst für Breisach 
vorgesehene Kernkraftwerk fünfzehn Kilo-
meter rheinabwärts in Wyhl errichtet werden 
sollte. Dies war ein bemerkenswerter Erfolg 
für die Gegner eines Kernkraftwerks am Kaiser-
stuhl in einer gesellschaftlichen Atmosphäre, 
die sich von der Kernenergie große Fortschritte 
versprach. Doch am 18. Februar 1975 kam 
es zur Besetzung des Bauplatzes in den Rhein-
auen bei Wyhl durch Kernkraftgegner. Nach 
einer Räumung erfolgte am 23. Februar eine 
erneute Besetzung. In der Landtagsdebatte 
am 27. Februar erklärte Ministerpräsident Hans 
Filbinger, ohne Kernkraftwerke würden „zum 
Ende des Jahrzehnts in Baden-Württemberg 
die ersten Lichter ausgehen“. Komme man 
den Bürgerinitiativen nach, werde das Land 

„unregier bar“. Nach seiner Auffassung hätten 
Kommunisten die Bürgerinitiativen instrumen-
talisiert, angeblich die Sorte von Leuten, 
welche am Morgen der Debatte den Berliner 
Spitzenkandidaten der CDU, Peter Lorenz, 
entführt hatten. Wenn das Beispiel von Wyhl 
Schule mache, sei eine gute Entwicklung 
des Landes nicht mehr möglich, fasste Filbinger 
zusammen.

Doch „Wyhl“ machte Schule. Einige  Stimmen 
hatten bereits auf Gefahren der Kernenergie 
aufmerksam gemacht. Dies gilt für den Philo-
sophen und Schriftsteller Günter Anders mit 
seinem Werk „Die Antiquiertheit des Menschen“ 
(1956), für den Physiker Karl Bechert, SPD-
Mitglied und Abgeordneter des Bundestags, 
aber auch für den 1960 gegründeten „Welt-
bund zum Schutz des Lebens“ aus konservativ-
völkischer Tradition. Dennoch war der Wider-
spruch gegen Kernkraftwerke in Deutschland 
die Ausnahme. Während Schaumteppiche auf 
den Flüssen, wilde Müllablagerungen und die 
Zersiedelung der Landschaft das Interesse 
für den Naturschutz wachsen ließen, stand die 
friedliche Nutzung der Kernenergie nicht im 
Vordergrund der Sorgen. 

Warum  Wyhl?
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Zu einer Diskussion, welche die globalen 
 Bezüge des Umweltschutzes adressierten, kam 
es erst mit der Publikation des Club of Rome 
zu den „Limits to Growth“ (1972). Die  Diskussion 
erfolgte parteiübergreifend. Das 1972 ver-
abschiedete Grundsatzprogramm der FDP 
(„Freiburger Thesen“) war das erste mit einem 
Abschnitt zum Umweltschutz, Hans Magnus 
Enzensberger forderte in seinem Aufsatz „Zur 
Kritik der politischen Ökologie“ (Kursbuch 1973) 
ein Aufgreifen des Themas durch die Linken, 
die Jungen Europäischen Föderalisten mit 
Jo Leinen und Petra Kelly nahmen sich 1975 
mit ihrer Zeitschrift „Forum E“ des Themas an, 
Carl Amery fragte in „Das Ende der Vorsehung“ 
(1972) nach der Verantwortung der Christen, 
und „Ein Planet wird geplündert“ (1975) vom 
CDU-Abgeordneten Herbert Gruhl stand 
über Monate an der Spitze der  Bestsellerlisten. 
Vielfalt und Herkunft der Stimmen zeugen 
von einer Offenheit der Situation.

Seit 1958 waren in der Bundesrepublik 
 bereits 16 größere Kernkraftwerke begonnen 
worden und davon fünf in Betrieb gegangen, 
bevor es zur Bauplatzbesetzung in Wyhl kam. 
Der vorangegangene Protest in Breisach 
richtete sich gegen die Dampfschwaden der 
vorgesehenen Kühltürme, von denen man 
Nachteile für den Weinbau befürchtete, und 
gegen eine Forcierung des Fischsterbens 
durch die Einleitung warmen Kühlwassers. 
Auch auf eine mögliche Strahlengefährdung 
wurde bereits mit dem Slogan „Lieber heute 
aktiv als morgen radioaktiv“ hingewiesen. 
Eine Bürgerinitiative veranstaltete einen 
Traktorenprotest und eine Sammlung von 
65.000 Unterschriften. Unterstützung fand 
man auch bei Freiburger Gruppen und den 
Kirchen. Besonderen Widerspruch riefen 
 Beschwichtigungen offizieller Experten 
her vor. Die Glaubwürdigkeit der Landesre-
gierung war für viele beschädigt.

Auch auf der anderen Rheinseite sollten Kern-
kraftwerke entstehen und man beobachtete 
den Widerspruch, welchen die Kraftwerkspläne 
für Fessenheim (Haut-Rhin) und Kaiseraugst 
(Aargau) erfuhren. Zwar wurde das Kernkraft-
werk Fessenheim ab 1971 gebaut, die Pläne 
für ein Bleichemiewerk in Marckolsheim (Bas-
Rhin) wurden aber am 25. Februar 1975 nach 
grenzüberschreitenden Protesten aufgegeben. 
So gab es mit Breisach und Marckolsheim 
zwei Blaupausen für den erfolgreichen Protest, 
und die erneute Bauplatzbesetzung im Wyhler 
Wald wurde bis zum 7. November aufrecht-
erhalten. Waren die Studentenunruhen 1970 in 
einander bekämpfende K-Gruppen zerfallen, 
so gab es für Linke nun neben einem konkreten 
Ziel die Perspektive eines Schulterschlusses 
zwischen „Intelligenz“ und „Arbeiterklasse“ 
(hier: Landbevölkerung). Dennoch war es ein 
Fehler, die lokalen Bürgerinitiativen als kommu-
nistisch unterwandert darzustellen. Der Terroris-
mus der RAF war zu offenkundig anderer Natur 
als der durch Freiburger Studierende verstärkte 
Protest in Wyhl, über den im Anschluss an 
die Tagesschau am Tag nach der Regierungser-
klärung verstörende Bilder gezeigt wurden.

Wesentlich für den Erfolg der Proteste waren 
die seit 1968 aufkommenden Bürgerinitiativen. 
Viele von ihnen richteten sich gegen größere 
Bauvorhaben oder Defizite bei Kindergärten und 
Schulen. In der Regel hatten sie einen lokalen 
Bezug. Ein Fünftel der Initiativen kämpfte gegen 01
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Umweltschutz-Verstöße. Da Umweltschäden 
zumeist nicht vor Gemeinde- oder Landes-
grenzen halt machen, lag die Zusammenarbeit 
der Initiativen auf der Hand. Am südlichen 
Oberrhein und am Hochrhein entstanden in 
der Schweiz, Frankreich und Deutschland 
viele Bürgerinitiativen gegen Kernkraftwerke. 
Rund fünfzig französische Initiativen trafen 
sich am 28. Dezember 1971 in Strasbourg. Am 
25. August 1974 wurde das „internationale 
Komitee der Badisch-Elsässischen Bürgerini-
tiativen“ aus elf badischen und zehn franzö-
sischen Initiativen in Weisweil (Emmendingen) 
gebildet. Zeitweilig umfasste es nahezu fünfzig 
Initiativen. In einer gemeinsamen Erklärung 
wurde für den Fall eines Baubeginns die Be-
setzung der Bauplätze in Marckolsheim und 
Wyhl angekündigt.

Die Bauplatzbesetzung war etwas Neues, 
erstmals erprobt am 12. April 1971 in Fessen-
heim. Als Akt des zivilen Widerstands nimmt 
sie den Gesetzesbruch und entsprechende 
straf- und zivilrechtliche Folgen in Kauf. 
Damit steht sie im Widerspruch zur Souverä-
nität der gewählten Mandatsträger mit ihren 
Gesetzen und den Verordnungen ihrer 
 Regierung. Inwieweit die verfolgten Ziele die 
gewählten Mittel moralisch rechtfertigen, 
ist Ermessenssache. Bei Atomanlagen sind 
die Schwere möglicher Schäden und die 
Wahr scheinlichkeit ihres Eintretens umstrit-
ten. Die Widerständigen beriefen sich auf 
Vorbilder wie Henry David Thoreau oder 
Mahatma Gandhi. Andernorts schreckte man  
später auch vor Gewalt gegenüber Per-
sonen nicht zurück. Besonders weit ging 
der Tübinger Lehrer Hartmut Gründler, der 
in Wyhl versuchte, mit Hungerstreik die 
Regierung zum Einlenken zu bewegen und 
sich am 16. November 1977 aus Protest 
 während des SPD-Bundesparteitags in Ham-
burg selbst verbrannte. Zwar veranstaltete 
die Bundesregierung einen „Bürgerdialog 
Kernenergie“, doch öffnete sie sich nicht 
den Gegenargumenten. 

Die Rechtsbrüche wurden mit der „Offenburger 
Vereinbarung“ vom 31. Januar 1976 zwischen 
den Bürgerinitiativen, der Landesregierung und 
dem Kraftwerkbetreiber geheilt: Für die Zu-
sicherung, sich künftig auf politische Arbeit zu 
beschränken und den Rechtsweg einzuhalten, 
verzichtete die Gegenseite im Gegenzug auf 
Strafen und Schadensersatz und  verpflichtete 

sich, weitere Gutachten einzuholen. Die 
 Bewertung und die Entscheidung über die aus 
den Gutachten zu ziehenden Konsequenzen 
behielt sich die Landesregierung naturgemäß 
vor. Bis der Rechtsweg ausgeschöpft war, 
wurde es 1981. Die Landesregierung nutzte 
den Sieg nicht, sondern gab das Vorhaben 
1994 auf. Weder hatten sich die Prognosen zum  
Energiebedarf bewahrheitet, noch hätten 
andere Vorteile die drohenden Auseinander-
setzungen gerechtfertigt. Noch dazu war am 
26. April 1986 in Tschernobyl (Kiew) aufgrund 
ungenügender technischer Vorkehrungen 
und Organisationsversagen ein Reaktor 
sowje tischer Bauart explodiert und hatte das 
Ver trauen in die Atomenergie nachhaltig be-
schädigt.

Auch die Schauplätze der Auseinandersetzung 
um die zivile Nutzung der Kernenergie hatten 
sich verlagert. Am südlichen Oberrhein und am 
Hochrhein konzentrierte man sich auf die 
Proteste gegen den Betrieb und gegen die Aus-
baupläne des Kernkraftwerks Fessenheim auf 
der französischen Seite. Das Kernkraftwerk 
in Kaiseraugst und eine Wiederaufbereitungs-
anlage in Gerstheim (Bas-Rhin) wurden 
 aufgrund von Protesten nicht realisiert. Das 
Enga gement der Atomkraftgegner in Frank-
reich nahm deutlich ab. An der 4. Erklärung des 
Komitees von Weisweil war 1991 keine fran-
zösische Initiative mehr beteiligt. Auch wenn 
Fessenheim auf deutsches Drängen 2020 
den Betrieb einstellte, plant die französische 
Regierung aktuell die Anzahl der Kernkraft-
werke zu erhöhen, noch dazu gelten sie seit 
2022 auch der EU-Kommission als klima-
freundlich.

Die großen Auseinandersetzungen in Deutsch-
land fanden gegen Kernkraftwerke in Grohnde 
(Hameln-Pyrmont) und Brokdorf, gegen den 
Schnellen Brüter in Kalkar (Kleve), gegen die 
Wiederaufbereitung und das (End)lager in 
Gorleben (Lüchow-Dannenberg) sowie gegen 
die Wiederaufbereitungsanlage in Wackers   -
dorf (Schwandorf) statt. Dabei erweiterte sich 
nicht nur die Vielfalt der Anlagen, sondern 
auch das Spektrum des Protests. Standen am 
Kaiserstuhl zunächst wirtschaftliche (Wein-
bau) und allgemeine Naturschutzbelange im 
Fokus, so konzentrierte man sich nun auf 
die verschiedenen Strahlungsrisiken (Betrieb, 
Endlagerung, Havarien) und die besonderen 
Risiken der Plutoniumgewinnung (Dual Use, 
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Proliferation). War es in Breisach und Wyhl ge-
lungen, den akademischen Protest aus Freiburg 
mit dem Unmut der ländlichen Bevölkerung 
zusammen zu bringen, so überwog – mit Aus-
nahme Gorlebens – nun der Protest junger,  
akademischer Kreise. Spielten weltan-
schauliche Differenzen in Wyhl eine geringe 
Rolle, so entwarf Robert Jungks „Atomstaat“ 
(1977) die Dystopie eines mit der Nutzung der 
Kernenergie einhergehenden Verlusts der 
Freiheiten. Dies passte zum linken Narrativ 
vom Polizeistaat und zum Erleben der Polizei 
als vielfach rücksichtslosem Gegner und ver-
schärfte auf beiden Seiten militantes Vorge-
hen. Gerade wegen der Ablehnung von Gewalt 
gegen Personen stellten sich hingegen die 
Proteste gegen Gorleben in die Tradition der 
Proteste in Wyhl und nicht etwa derjenigen in 
Grohnde oder Brokdorf. Erst das Brokdorf-Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts von 1985 
stärkte die Versammlungsfreiheit friedfertiger 
Teilnehmer gegenüber militanten Störern und 
dem Staat. 02
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1977 listete man bundesweit knapp 1.500 
Initiativen gegen Kernkraftwerke, im Jahr 2023 
knapp hundert. Ihr Erfolg lag darin, dass sie 
meist von der politischen oder weltanschau-
lichen Orientierung der Teilnehmer absahen 
und sich auf ein Thema fokussierten, auch wenn  
es mit Waldsterben, nuklearer Aufrüstung 
und Volkszählung durchaus  anschlussfähige 
Themen gab. Die Vielzahl der Initiativen 
führte zunächst zu regelmäßigen Delegierten-
konferenzen und zur Bildung von Dachorgani-
sationen. So entstand 1972 der Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), in dem 
bis zu 1.000 Initiativen zusammenarbeiteten. 
Die Diskussionen waren oft langwierig, so 
dass sich schlagkräftigere Organisationen her-
ausbildeten wie 1975 der Bund für Umwelt- 
und Naturschutz Deutschland (BUND) mit 
nahezu 500.000 Mitgliedern, der 2002 das 
Recht zur Verbandsklage gegen Planfest-
stellungsbeschlüsse und immissionsrechtliche 
Genehmigungen erhielt. Insbesondere aus 
rechtlichen Vergleichen sind etliche Umwelt-
stiftungen erwachsen. Mit dem Entstehen 
neuer Akteure scheint eine Abnahme der 
Aktivitäten der Bürgerinitiativen verbunden.

Insgesamt dauerten die intensiven Pro-
teste der Atomkraftgegner vier Jahrzehnte 
(von Breisach bis Fukushima). Erfolgreich 
wurde diese kollektive Anstrengung auch 
durch Störfälle, Behördenversagen, Gerichts-
urteile und die Katastrophen von Harrisburg 
(1979, Pennsylvania), Tschernobyl (1986) und 
Fukushima (2011), welche die Aufmerksam-
keit auf die nicht heilen wollende „Strahlen-
wunde“ lenkten oder die Entwicklung im 
Sinne des Protests schlagartig beförder ten. 
Mit der Wiedervereinigung waren die Atom-
kraftwerke der DDR stillgelegt worden. 2002 
einigte sich die Bundesregierung mit den 
Energieversorgern auf einen schrittweisen 
Ausstieg bis 2020. Nach dem Regierungs-
wechsel kam es 2010 zu einer Laufzeitver-
längerung von zehn Atomkraftwerken bis 
2024. Doch führte die Katastrophe von Fu-
kushima 2011 eine große Bundestagsmehr-
heit zu einem beschleunigten Ausstieg. 
Ende 2022 sollten auch die drei jüngsten 
Atomkraftwerke ihren Betrieb einstellen, 
 hätte nicht der erneute Überfall Russlands 
auf die Ukraine zum Boykott russischen 
Gases und Erdöls geführt. Zwar ist nur ein 
Streckbetrieb bis Ende April 2023 vor  - 
ge sehen, doch wird bezweifelt, dass dies 

genügt, und es ist eine grundsätzliche 
Diskussion aufgekommen, ob wegen der 
Notwendigkeit, den CO2-Ausstoß angesichts 
des Klimawandels schnell zu minimieren, 
der Betrieb von sechs Atomkraftwerken das 
kleinere Übel sei.

Möchte man einen Eindruck von der Aufmerk-
samkeit gewinnen, welche die Auseinander-
setzungen um die Atomenergie fanden, so kann 
man große Mengen maschinenlesbarer Texte 
auswerten. Im Folgenden wird zum einen für 
deutschsprachige Bücher der Google Books 
Ngram Viewer und zum anderen das Korpus 
der deutschsprachigen Presse des Digitalen 
Wörterbuchs der deutschen Sprache (DWDS) 
herangezogen. Vergleicht man die Häufig-
keit der Begriffe, „Abtreibung“, „Hartz IV“ und 
 „Klimawandel“ sowie das Synonym „Kern-
kraftwerk“ bzw. „Atomkraftwerk“ in der deutsch-
sprachigen Presse, so ist die Diskussion um 
die Nuklearenergie von 1973 bis 2003 das 
führende Thema. (Auch „Nachrüstung“, „Wald-
sterben“, „Volkszählung“ und „Sozialabbau“ 
kommen da nicht heran.) 

Erstmals 2005 und dann seit 2014 mit kräftigen 
Zuwächsen hat „Klimawandel“ in der Presse die 
Diskussion um „Atom-“ bzw. „Kernkraftwerke“ 
weit überflügelt. Vergleicht man die Nennung 
der drei wichtigsten Orte der Auseinander-
setzungen, Brokdorf, Gorleben und Wackers-
dorf, mit derjenigen Wyhls, so bleibt Wyhl bis 
1990 in der Presse zwar präsent, wird aber von 
Brokdorf und erst recht von Wackersdorf weit 
überflügelt, was der zunehmenden Mobilisie-
rung entspricht. 
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Der Häufigkeitsverlauf von „Gorleben“ zeigt die 
zähen Auseinandersetzungen im Umgang 
mit Atomabfällen. Bemerkenswert ist der Unter-
schied zu den Veröffentlichungen bei Google 
Books: Hier wird Wyhl im Vergleich häufiger an-
geführt: „Wyhl“ wird zum Synonym für erfolg-
reichen Protest gegen Atomanlagen.

Hierzu trug (besonders in Gorleben) die 
Übernahme von Protestelementen bei, 
die bereits von den früheren Protesten am 
südlichen Oberrhein und Hochrhein über
nommen worden waren. Platzbesetzungen 
gab es vor Wyhl bereits in Fessenheim, 
Kaiseraugst und Marckolsheim, Blockaden 
(Rheinbrücken) und ein „Freundschafts
haus“ gleichfalls in Marckolsheim; selbst 
der Rückbezug auf hierfür geeignet erschei
nende Momente der Geschichte (Bauern
krieg, Revolution von 1848 und „Wacht am 
Rhein“), die Verwendung des Alemanni
schen und die erfolgreiche Devise des 
Wyhler Protestes, „Jetzt awer langts – Naï 
hanmer gsait“, haben in Marckolsheim 
ihren Ursprung. Diese Rezeptur schien für 
die Protestierenden identitätsstiftend. 
Doch waren nicht alle Elemente geeignet, 
Schweizer oder gar Franzosen für den 
Protest gegen Kernkraftwerke zu gewinnen, 
spielen sie für deren Nationalgeschichte 
doch eine andere Rolle und nahm das 05
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Elsässische als alemannischer Dialekt 
deutlich ab. Der Erfolg der Proteste gegen 
Kernkraftwerke in Deutschland und der 
Schweiz wurde hingegen auch durch die 
föderalen Strukturen begünstigt, die sich 
bis auf die Energieversorger erstreckten.

Zentral für das Andauern des Protests in Wyhl 
war das Gemeinschaftsgefühl. Dieses ist 
für viele Teilnehmer mit Massenerlebnissen 
verbunden. Durch gemeinsame Demonstra-
tions strecken und das Einstimmen in Sprech  - 
chöre oder Lieder wird es verstärkt. Erst 
recht entsteht es, wenn man sich dabei 
be haupten möchte (Bauplatzbesetzungen, 
Blockaden). Es entstanden viele Protestsongs 
gegen Atomkraftwerke, oft Kontrafakturen 
auf bekannte Lieder, aber auch eigenständige 
Chansons von Roland Burkhart oder Walter 
Mossmann. In Wyhl hat man den Zusammenhalt  
gestärkt, indem, wie zuvor in Marckolsheim, 
ein „Freundschaftshaus“, errichtet wurde und 
über einzelne Transparente und Flugblätter 
hinaus langlebige Mitteilungsblätter erschienen  
(„Was wir wollen“, Wyhl 1974–1981; „Um - 
welt-Bote“, Weisweil 1975–1993). Die besetzten 
Plätze wurden reihum von verschiedenen 
Initiativen bzw. Ortschaften unterstützt. Ent-
sprechend der Rollenteilung waren hierbei 
durch Beruf oder Familie weniger eingebun-
dene Frauen und Ältere sowie Studierende 
besonders präsent.

Auch die visuelle Kommunikation erwies sich 
als erfolgreich: durch Buttons wurde der 
Widerstand gegen Atomkraftwerke im Alltag 
kenntlich, konnte zwischen Unbekannten 
leicht das Gespräch aufgenommen werden. 
Plakate dienten nicht nur dem Aufruf zu 
einzelnen Ereignissen, sondern auch der 
Identitätsbildung und Erinnerung. Die 
meisten Gestaltungen sind anonym, doch 
treten mit Hubert Hoffmann und Uta-Helene 
Götz auch einzelne Künstler namentlich 
hervor. Mit der Zeit bildeten sich eigene Iko-
nografien heraus: Atomkraftwerke wurden 
durch die Trias Schornstein, Reaktorkuppel 
und Kühlturm symbolisiert, wobei die Reaktor-
kuppel häufig als Totenschädel ge staltet 
war. Die „Atomsonne“ mit der Umschrift 
„Atom kraft, nein danke!“ wurde aus Dänemark 
übernommen und vielfältig variiert. Das „Nein, 
danke!“ war noch eine Einladung zur sach-
lichen Auseinandersetzung. „Nai hämmer 
gsait!“ „Kein Atomkraftwerk in (Wyhl) und 

anderswo!“ „Lieber heute aktiv als morgen 
radioaktiv!“ oder „Gorleben soll leben!“ dienten 
lange als Slogans. Die Proteste in Wyhl, 
Brokdorf, Gorleben und Wackersdorf sowie 
die Katastrophen von Harrisburg, Tschernobyl 
und Fukushima wurden zu Chiffren einer 
eigenen Geschichte, das „Dreyeckland“ wie 
das „Wendland“ zu imaginierten Territorien. 
Für Demonstrationsaufrufe fanden Fotografien 
früherer Auseinandersetzungen mit der Polizei 
Verwendung, insbesondere die Aufnahmen von 
Meinrad Schwörer oder Günter Zint: je martia-
lischer die Szene, desto notwendiger die 
Unter stützung. Für die Gorleben- bzw. Castor- 
Pro teste (wie auch derzeit gegen den Braun-
kohletagebau) diente ein neongelbes X (für den 
„Tag X“).

Wie sich die Farbfotografie durchsetzte, so 
lösten Fotokopien und Offsetdruck die hekto-
grafierten Flugblätter und den Siebdruck der 
frühen Plakate ab. Auch die Presse benötigte 
Bilder, so dass Aktionen spektakulär wurden: 
massenhafte, industriell gefertigte Fahnen, 
Farbregie, kamerataugliche Sprecherinnen und 
Sprecher, Demonstrationen vor bekannten 
Gebäuden oder Stunts von Greenpeace und 
Robin Wood vor ikonischen Kulissen oder 
performative Aktionen (Masken, Straßentheater, 
geformte Menschengruppen). Die Atom-
proteste wurden zunehmend professionell. 
Kampagnen entfalten durch firmenähnliche 
Organisationen wie .ausgestrahlt, campact, 
change.org bzw. inn.it und Soziale Plattformen 
wie Facebook, Twitter und Pinterest leichter 
Wirksamkeit, wobei die Organisationen auch 
in die inhaltliche Arbeit eingreifen. Diese 
Pro fessionalisierung erscheint ambivalent. 
Natürlich war es mühsam, über 13 Jahre 
hinweg mit einer „Volkshochschule Wyhler 
Wald“ mit rund 600 Veranstaltungen in Süd-
baden Kenntnisse zu Techniken und Risiken 
der Kernenergie zu vermitteln. Noch heute 
beeindruckt die Menge an Publikationen gegen 
die Nutzung der Kernenergie, angeführt von 
Holger Strohms „Friedlich in die Katastrophe“ 
(1973). Interessenverbände (BBU, BUND) 
und Kampagnenplattformen können zielge-
richteter mobilisieren. In ihrer auch beruflichen 
Abhängigkeit vom Erfolg passen sie schlecht 
zu aufwendigem Wissensaufbau und basis-
demokratischer Willensbildung. Die neuen 
Sozialunternehmer machen jedoch die demo-
kratische Aufgabe der Bürgerinitiativen nicht 
überflüssig. 
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Daneben hat der Protest auch Eingang in 
Literatur und Kunst gefunden. Wenn Christa 
Wolf in der DDR mit „Der Störfall – Nach-
richten eines Tages“ (1987) die persönliche 
und gesellschaftliche Über forderung einer 
Gehirnoperation mit der Katastrophe von 
Tschernobyl (1986) engführt, oder Élisabeth 
Filhol in „La Centrale“ (2010) den bedrückenden 
Alltag von Leiharbeitern in der französischen 
Atomindustrie schildert, so wird mehr Problem - 
bewusstsein und affektive Beteiligung 
gewonnen als mit den meisten politischen Pam - 
phleten. Problema tischer scheint Gudrun 
Pausewangs „Die Wolke“ (1987). Das liegt an 
der fraglichen Eignung als Jugendbuch oder 
Unterrichts lektüre, ist doch eine Behandlung 
der natur wissenschaftlichen, technischen 
und gesellschaftlichen Hintergründe in der 
Mittelstufe kaum leistbar. Auch in Filmen 
bietet die Atombombe die „besseren“ Bilder. 
Mit dem Film „S‘Weschpenäscht – Die 
Chronik von Wyhl“ (1982) hat eine zweifelhafte 
Geschichtsschreibung in eigener Sache 
be gonnen. Daneben ist das Sujet aber mit 
„Meltdown – Three Mile Island“ (2022) als um 
Neutralität bemühte, dokumentarische Mini-
serie zur Katastrophe von Harrisburg selbst bei 
Netflix angekommen.

War der Protest gegen Atomkraftwerke also 
erfolgreich? Es gibt eine Schätzung, wonach 
die Proteste in Deutschland ein Drittel der 
Bauvorhaben verhindert haben. Letztlich ist 
dies schwer zu beurteilen. Der Abbruch der 
Bauarbeiten in Wackersdorf 1989 war beispiels-
weise einem wirtschaftlich besseren Angebot 
zur Wiederaufbereitung aus Frankreich ge-
schuldet. Der Betreiber fiel der Landespolitik 
in den Rücken. Die kritische Öffentlichkeit 
hat wesentlich zum sicheren Betrieb der Kraft - 
werke beigetragen und vermutlich war der 
frühe Solarboom in Südbaden ein Erfolg von 
„Wyhl“. Andere Aspekte fanden hingegen 
kein Echo, so der ‚Export‘ von Problemen durch 
den Import von Atomstrom, durch Uranab - 
bau in Entwicklungsländern, durch Entsorgung 
strahlender Abfälle auf hoher See oder im 
Ausland. Dass Atomkraftwerke als Geisel ge-
nommen werden können, wie durch Russland 
bei seinem erneuten Überfall 2022 auf die 
Ukraine, hatte niemand vor Augen. „Kein Atom-
kraftwerk in Wyhl und anderswo“ sollte sich 
nicht nur auf Deutschland beziehen, und die 
aktuellen Diskussionen um „Klimagerechtig -
keit“ haben daraus gelernt.
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Warum also Wyhl? Als Erinnerungsort wurde 
„Wyhl“ durch den ständigen Rückbezug der 
deutschen Protestbewegung auf diesen Erfolg 
geschaffen. Die vom Protest herbeigeführte 
Aufgabe des Standorts Breisach, der am 
19. Juli 1973 die öffentliche Ankündigung Wyhls 
als neuem Standort folgte, ist das eigentliche 
Datum für fünfzig Jahre erfolgreichen Protest 
gegen Atomkraftwerke in Deutschland. Die 
Protestformen, welche in Wyhl von Marckols-
heim übernommen wurden, dienten als Vor-
bilder für vier Jahrzehnte Protest. Wesent lich 
zu den Erfolgen beigetragen hat dabei der 
Schulterschluss mit der ländlichen Bevölkerung 
– am Kaiserstuhl wie am Niederrhein (Kalkar), 
im äußersten Nordosten Niedersachsens 
(Gorleben) wie in der Oberpfalz (Wackersdorf). 

Dass Belange des ländlichen Raums wahr-
ge nommen wurden, war ein Erfolg für 
die Demo kratie. Wichtiger wurde die intern 
um strittene Selbstrekrutierung einer neuen 
Generation für die repräsentative Demo-
kratie, wie sie mit der Parteigründung der 
Grünen 1980 in Karls ruhe ihren Ausdruck 
fand. Rechtlich hat der Brokdorf-Beschluss 
des Bundesverfassungs gerichts 1985 
Rahmenbedingungen gesetzt, welche zur 
Wirksamkeit von Protesten erforder lich sind. 
Und mit der Aufnahme des Umwelt schutzes 
als Staatsziel in das Grundgesetz (Art. 20a) 
wurde 1994 manifest, was in Deutschland 
insbesondere durch die Proteste und Diskus  - 
sionen um die Atomkraftwerke gemeinsames 
Selbstverständnis wurde. Des halb ist „Wyhl“  
nicht nur ein Ort für die Protestinteressierten, 
sondern auch für die öffentliche Erinnerung.
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